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Die aktuelle Energiekrise, die durch den Krieg Russlands 
gegen die Ukraine ausgelöst wurde, birgt für die deutsche 
Volkswirtschaft insgesamt und speziell für die deutsche 
Industrie große konjunkturelle Risiken. Zudem bedeu-
tet sie eine enorme strukturelle Herausforderung für den 
Industriestandort Deutschland. Gerade energieintensive 
Branchen, die Erdgas nicht nur als Energieträger, son-
dern auch als stoffl  ichen Rohstoff  einsetzen, dürften am 
Standort unter Druck geraten.1

Konjunktur: Rezession wohl nicht vermeidbar

Aus konjunktureller Sicht wirkt die Energiekrise nega-
tiv auf den privaten Verbrauch. Die hohen Energiepreise 
schmälern die verfügbaren Einkommen. Angesichts der 
Unsicherheit über die künftigen Energiepreise dürften 
die privaten Haushalte ihre Sparquote kaum reduzieren. 
Gerade die Anschaff ung von langlebigen Konsumgütern 
des aufschiebbaren Bedarfs dürften viele Haushalte zu-
rückstellen. Die aktuelle Unsicherheit schwächt ferner die 
Investitionsneigung der Unternehmen. Das gilt sowohl für 
Ausrüstungsinvestitionen als auch für Bauinvestitionen. 
Zusätzlich dämpfen steigende Zinsen sowie hohe Preise 
und anhaltende Materialengpässe bei vielen Vorproduk-
ten die Investitionstätigkeit. Auch von den Exporten sind 
keine Impulse zu erwarten, denn die hohen Energieprei-
se bzw. die Energieknappheit sowie Störungen der Lie-
ferkette wirken negativ auf die Industrieproduktion und 
schmälern damit die Exportmöglichkeiten. Hinzu kommt, 
dass sich wichtige Absatzmärkte der deutschen Export-
wirtschaft ebenfalls in einer wirtschaftlichen Schwäche-
phase befi nden. Die EU ist vom Krieg in der Ukraine be-
troff en. In den USA erfolgt die Zinswende mit besonders 
schnellem Tempo. Und China hat noch keinen Weg aus 
der Null-COVID-Politik gefunden, weshalb auch hier das 
Wirtschaftswachstum schwach ausfällt. Der schwache 
Euro kann diese negativen Eff ekte nur zu einem kleinen 

1 Der Beitrag stützt sich auf die Gemeinschaftsdiagnose (2022) und 
Heymann (2022).

Teil kompensieren. Aktuell bilden lediglich die expansiven 
Staatsausgaben eine Konjunkturstütze. Gas- und Strom-
preisbremse sowie andere Maßnahmen mildern zwar die 
negativen Eff ekte der gestiegenen Energiepreise für pri-
vate Haushalte und Unternehmen ab. Sie dürften aber 
eine Rezession in Deutschland nicht verhindern können.

Enorme strukturelle Herausforderungen für den 

Industriestandort

Gegenüber dem erwarteten konjunkturellen Abschwung 
sind die strukturellen Herausforderungen für den Industrie-
standort Deutschland potenziell gravierender. Die aktuelle 
Gaskrise könnte sich sogar als „Gamechanger“ für den In-
dustriestandort Deutschland und das deutsche exportori-
entierte Geschäftsmodell erweisen. Deutschland ist durch 
eine vertikal integrierte industrielle Wertschöpfungsket-
te geprägt. Sie beginnt mit der Produktion von Metallen, 
Grundstoff chemikalien, Kunststoff en und anderen Zwi-
schenprodukten und endet bei maßgeschneiderten High-
End-Investitionsgütern wie Maschinen, elektrotechnischen 
Ausrüstungen oder Fahrzeugen für globale Kunden.

Diese vertikale Integration hat sich im globalen Wettbewerb 
als Vorteil erwiesen und konnte eine Reihe von Kostennach-
teilen des Standorts (Löhne, Steuern, Energie) kompen-
sieren. Sie basiert auf einer langjährigen Zusammenarbeit 
zwischen Unternehmen und ihren jeweiligen Zulieferern so-
wie spezialisierten Forschungseinrichtungen. Laut Stifter-
verband für die Deutsche Wissenschaft entfallen mehr als 
85 % aller internen und externen Forschungs- und Entwick-
lungsausgaben in der Wirtschaft auf Unternehmen des Ver-
arbeitenden Gewerbes. Dies ist der wesentliche Pfeiler für 
die Innovationskraft der Industrie. Ergänzt wird der Verbund 
durch einen effi  zienten und global agierenden Logistiksek-
tor und kundenspezifi sche After-Sales-Dienstleistungen.

Nur wenige Länder verfügen über eine derartige vertikale 
Integration in der Industrie. Der Erfolg dieses Geschäfts-
modells spiegelt sich auch im hohen Anteil des Verarbei-
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tenden Gewerbes an der gesamten Bruttowertschöpfung 
wider. Er lag in Deutschland 2021 bei 20,8 %. In Frank-
reich oder Großbritannien sind es nur noch 10 %. Positiv 
ist dabei auch, dass die Industrie hohe Löhne zahlt, die 
gerade in vielen personenbezogenen Dienstleistungen 
nicht erreicht werden.

Energieintensive Branchen geraten unter Druck

Am Anfang dieser Wertschöpfungskette werden die ener-
gieintensiven Branchen in den kommenden Jahren stär-
ker unter Druck geraten. Dazu zählen die Chemieindustrie, 
die Metallerzeugung, die Baustoffi  ndustrie sowie das Pa-
piergewerbe. Sie haben in den vergangenen Jahrzehnten 
von den recht günstigen und verlässlichen Pipeline-Gas-
importen (nicht nur, aber auch) aus Russland profi tiert. 
Künftig soll ein Teil dieser Gasmengen durch mehr Impor-
te von verfl üssigtem Erdgas (LNG) ersetzt werden. Es ist 
zu erwarten, dass die weltweite Nachfrage nach LNG in 
den nächsten Jahren schneller steigen wird als das LNG-
Angebot. Damit dürfte LNG teurer bleiben als Pipeline-
Gas. Dies ist vor allem eine Belastung für Branchen mit 
einem hohen Gasverbrauch. Auf die zuvor genannten vier 
energieintensiven Sektoren sowie das Ernährungsgewer-
be entfallen etwa 85 % des industriellen Gasverbrauchs 
in Deutschland. Sie machen aber nur etwa 23 % der ge-
samten industriellen Bruttowertschöpfung aus. Allein die 
chemische Industrie in Deutschland verbraucht fünfmal so 
viel Gas wie Dänemark insgesamt. Eine schnelle und um-
fassende Umstellung weg von Gas hin zu anderen Ener-
gieträgern ist in vielen Sektoren nicht möglich oder wäre 
sehr teuer, weshalb die Unternehmen für die Zukunft hö-
here Gaspreise einkalkulieren müssen. Die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit dieser Sektoren wird leiden.

Auch im Stromsektor soll Erdgas die Zeit überbrücken, 
bis die erneuerbaren Energien den Löwenanteil der deut-
schen Stromversorgung übernehmen können. Zudem 
sollen Gaskraftwerke den angestrebten Ausstieg aus der 
Kohle im Stromsektor bis (idealerweise) 2030 ermög-
lichen. Mit der weiteren Elektrifi zierung der Wirtschaft 
wird der jährliche Strombedarf in Deutschland steigen. 
Darüber hinaus wird die Spitzenlast in den Wintermo-
naten zunehmen, wenn mehr Häuser mit elektrischen 
Wärmepumpen ausgestattet, mehr industrielle Prozesse 
elektrifi ziert und mehr Elektroautos unterwegs sind. Die 
Ampelkoalition erkennt an, dass neue Gaskraftwerke, die 
auch mit Wasserstoff  betrieben werden können, notwen-
dig sind, um die Herausforderungen im Zusammenhang 
mit der Schwankungsanfälligkeit der erneuerbaren Ener-
gien und der Saisonalität der Nachfrage zu bewältigen. 
Deutschland braucht diese Reservekapazitäten, um die 
Stromversorgung in Notzeiten sicherzustellen, etwa wenn 
die Nachfrage in kalten Wintern nicht allein durch erneu-

erbare Energien gedeckt werden kann. Höhere Gaspreise 
werden diese Umstellung im Stromsektor verteuern.

In den energieintensiven Branchen ist der reale Kapital-
stock in Deutschland (gemessen am Nettoanlagevermö-
gen) bereits in den vergangenen Jahren recht stetig ge-
sunken. In der chemischen Industrie lag er 2020 um etwa 
10 % unter dem Niveau des Jahres 2000. In der Metall-
erzeugung beträgt der Rückgang des Nettoanlagevermö-
gens etwa 22 %, in der Papierindustrie 30 % und in der 
Baustoffi  ndustrie sogar 37 % (jeweils 2020 im Vergleich 
zu 2000). Der Trend eines sinkenden realen Kapitalstocks 
der energieintensiven Industrien in Deutschland könn-
te sich in den kommenden Jahren beschleunigen. Es ist 
zwar nicht zu erwarten, dass große energieintensive In-
dustrieanlagen in Deutschland kurzfristig in großem Stil 
geschlossen werden. Aber neue Investitionen werden 
wohl eher in Ländern mit niedrigeren Energiekosten getä-
tigt. Man kann also von „Investment Leakage“ sprechen. 
Wenn einzelne Teile der industriellen Wertschöpfungsket-
te geschwächt werden, reduziert dies auch die Wettbe-
werbsfähigkeit des gesamten Industriestandorts.

Strukturell höhere Gaspreise sind auch ein Problem für 
das Ziel vieler Sektoren, klimaneutral zu werden. So strebt 
beispielsweise die Stahlindustrie einen Übergang weg von 
Kohle als Reduktionsmittel hin zu grünem Wasserstoff  
an. Massive Investitionen sind für diese Transformation 
erforderlich. Da die Versorgung mit grünem Wasserstoff  
weiterhin knapp und teuer bleiben wird, sollte Gas eine 
Brückentechnologie auf dem Weg dorthin sein. Durch die 
zu erwartenden höheren Gaspreise wird die Umstellung in 
der Stahlindustrie teurer als ursprünglich geplant. Es bleibt 
abzuwarten, in welchem Umfang die grüne Transformation 
dann tatsächlich am Standort Deutschland erfolgen wird.

Wertschöpfungsverluste der Automobilindustrie am 

Standort Deutschland zu erwarten

Am anderen Ende der industriellen Wertschöpfungskette 
hat in der Automobilindustrie ein massiver Strukturwan-
del eingesetzt. Aufgrund der strengen CO2-Grenzwerte 
der EU für neue Pkw setzen fast alle Autohersteller für 
den europäischen Markt auf elektrische Antriebe. Dieser 
Trend in Richtung batterieelektrischer Mobilität wird die 
Produktionsstrukturen am Standort durcheinanderwir-
beln. Auf der einen Seite haben viele Unternehmen ange-
kündigt, in Deutschland Fabriken für die Produktion von 
Batterien anzusiedeln. Zudem rüsten viele Autohersteller 
ihre Produktionsstätten auf die Fertigung von E-Autos 
um. Dieser Entwicklung stehen auf der anderen Seite 
Wertschöpfungsverluste bei jenen Kfz-Zulieferern gegen-
über, die vor allem Teile und Komponenten für Autos mit 
Verbrennungsmotor herstellen.
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Dies geschieht zu einer Zeit, in der sich viele Zulieferer oh-
nehin in einer schwierigen Position befi nden. Durch den 
anhaltenden Materialmangel (z. B. Halbleiter) fi el es der 
Branche in den vergangenen Quartalen schwerer, Grö-
ßenvorteile in der Produktion zu erzielen. Die Preisver-
handlungen mit den Herstellern dürften derzeit bei vielen 
Zulieferern Kopfzerbrechen bereiten. Im Zuge des Struk-
turwandels dürfte es aus Kostengründen zunehmend 
schwerfallen, die Produktion von Pkw im Volumensegment 
in Deutschland zu halten. Standorte in Deutschland könn-
ten im konzerninternen Wettbewerb der großen Autoher-
steller häufi ger das Nachsehen gegenüber ausländischen 
Standorten haben. Bei Fahrzeugen der Oberklasse ist die-
ses Risiko weniger stark ausgeprägt. Insgesamt dürfte die 
Netto-Bilanz des Strukturwandels für die Wertschöpfung 
und Beschäftigung der Automobilindustrie in Deutschland 
negativ ausfallen. Erschwerend kommt hinzu, dass die 
lokalen Nachfrageimpulse für die heimische Produktion 
begrenzt sind. Die EU ist der wichtigste Absatzmarkt für 
Fahrzeuge aus deutscher Produktion. Der Pkw-Markt in 
der EU ist jedoch gesättigt. Weiteres Wachstum dürfte nur 
noch mit einer besseren Ausstattung der Autos und nicht 
über die Stückzahlen zu erzielen sein.

Maschinenbau und Elektrotechnik mit besseren 

Perspektiven

Im Vergleich zur Automobilindustrie schätzen wir die Per-
spektiven des Maschinenbaus oder der Elektrotechnik 
am Standort Deutschland besser ein. Beide Branchen 
liefern die Technologien, die für eine klimaverträglichere 
Zukunft benötigt werden. Auch der globale Trend zur Di-
gitalisierung und Elektrifi zierung begünstigt diese Sekto-
ren. Gerade der Maschinenbau wird in den kommenden 
Jahren sein Portfolio noch mehr um Software-Lösungen 
und digitale Dienstleistungen erweitern. Vorteilhaft für 
den Standort Deutschland ist auch, dass die Sektoren 
durch viele mittelständische Unternehmen geprägt sind, 
die sich durch eine große heimische Wertschöpfungstie-
fe und eine regionale Verbundenheit auszeichnen. Der 
Maschinenbau kann durch eine Fokussierung auf Spezi-
almaschinen Kostennachteile des Standorts oder auch 
temporäre Aufwertungen des Euro besser ausgleichen 
als Branchen, in denen eher standardisierte Produkte er-
zeugt werden. Das Know-how der Branche dürfte auch 
künftig den preislichen Wettbewerbsdruck abmildern, 
wenngleich Anbieter in China technologisch aufholen.

Der Halbleitermangel der jüngeren Vergangenheit hat 
zudem dazu geführt, dass neue Werke für die Chip-Pro-
duktion in Deutschland entstehen sollen – trotz der hohen 
Stromkosten. Damit soll auch die Abhängigkeit von nur 
wenigen Lieferanten aus Asien verringert werden. Bei der 
Batteriezellenproduktion spielt dieses Argument eben-

falls eine Rolle. Zwar werden solche Ansiedlungen auch 
durch staatliche Förderprogramme begünstigt. Gleich-
wohl sind diese Investitionsentscheidungen zugunsten 
des Standorts Deutschland eine positive Nachricht.

Neben Maschinenbau und Elektrotechnik bieten sich 
auch der Pharmaindustrie gute Chancen am Standort 
Deutschland. Die Coronapandemie hat den politischen 
Willen bekräftigt, in diesem Bereich künftig weniger ab-
hängig von Importen zu sein. Eine Stärkung kontinentaler 
Wertschöpfungsketten könnte die Folge sein. Die jüngs-
ten Erfolge bei der Impfstoff entwicklung und -produktion 
in Deutschland illustrieren die Potenziale der Branche.

Diff erenziertes Bild, aber sinkender Industrieanteil 

sehr wahrscheinlich

In Summe ergibt sich ein diff erenziertes Bild. Eine umfas-
sende Deindustrialisierung in Deutschland über alle Bran-
chen hinweg ist aus heutiger Sicht wenig wahrscheinlich. 
Dagegen spricht nicht zuletzt die Anpassungsfähigkeit 
der deutschen Industrie, die sie in den vergangenen 
Jahrzehnten unter Beweis gestellt hat und die häufi g un-
terschätzt wurde. Die Innovationskraft der deutschen 
Industrie und eine weitere Internationalisierung werden 
auch künftig dabei helfen, sich im globalen Wettbewerb 
zu behaupten.

Richtig ist aber auch, dass sich die Perspektiven für ei-
nige Industriesektoren durch die akute Energiekrise und 
die mittelfristig höheren Gaspreise deutlich eingetrübt 
haben. Hohe Energiepreise werden aber auch für jene 
Branchen eine Belastungsprobe darstellen, die selbst 
nicht energieintensiv produzieren. Um die deutschen 
Klimaziele zu erreichen, muss der Energieverbrauch, ein 
wichtiger Inputfaktor, in den kommenden Jahren deutlich 
verringert werden. Schließlich gilt für alle Sektoren, dass 
umfangreiche Investitionen getätigt werden müssen, um 
Produktionsprozesse klimaverträglicher zu gestalten. 
Dabei können dadurch Kosten entstehen, dass Anlagen 
vor dem eigentlichen Ende ihrer Lebensdauer außer Be-
trieb gestellt werden. Wenn in solchen Branchen ohnehin 
umfangreiche Investitionen anstehen, werden internati-
onal agierende Unternehmen häufi ger die Standortfrage 
gegen Deutschland entscheiden und dort investieren, 
wo z. B. große Mengen an erneuerbaren Energien oder 
grünem Wasserstoff  kostengünstiger als in Deutschland 
produziert werden können oder wo die Preise für fossile 
Energien dauerhaft niedriger sein werden als in Deutsch-
land und Europa (z. B. in den USA).

Nicht nur Energie ist ein Thema für die Industrie in 
Deutschland. Bei klassischen Standortfaktoren wie der 
Steuerbelastung von Kapitalgesellschaften, Lohnhöhe 
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oder der Flexibilität bei Arbeitszeiten hat sich Deutsch-
lands Position im internationalen Vergleich in den vergan-
genen Jahren eher verschlechtert. Beim Ausbau der di-
gitalen Infrastruktur liegen viele Länder vor Deutschland. 
Hinzu kommen die anhaltenden Handelskonfl ikte, die 
schädlich für eine off ene Volkswirtschaft sind und die die 
Investitionsbereitschaft hemmen. Die jüngste US-Politik 
setzt zudem gezielt Anreize, in den USA zu investieren. 
Das dürfte für viele deutsche Unternehmen lukrativ sein. 
Schließlich bedeutet die demografi sche Entwicklung ei-
ne Herausforderung für den Standort. Sie geht einher mit 
einem sinkenden Erwerbspersonenpotenzial. Der Staat 
wird einen höheren Anteil seines Budgets für Rentenzah-
lungen ausgeben, wenn die eigentlichen Stellschrauben 
der Rentenpolitik (Rentenhöhe, Renteneintrittsalter und 
Rentenbeiträge) nicht angepasst werden sollen. Dieses 
Geld steht dann nicht zur Verfügung für produktivere Aus-
gaben wie Forschung und Entwicklung oder eine verbes-
serte Infrastruktur.

In Summe ist zu erwarten, dass der Anteil des Verarbei-
tenden Gewerbes an der gesamten Bruttowertschöpfung 
in den nächsten Jahren weiter sinken wird. Im Jahr 2016 

lag der Anteil noch bei 22,9 %. 2022 dürfte er nur knapp 
über 20 % liegen. In Zukunft wird es wichtiger, zwischen 
den deutschen Industrieunternehmen auf der einen Seite 
und dem Industriestandort Deutschland auf der anderen 
Seite zu unterscheiden. Dabei sind wir pessimistischer für 
den Industriestandort Deutschland als für große deutsche 
Industrieunternehmen, die ihre Aktivitäten besser interna-
tionalisieren und Produktionsstandorte nach ihren indivi-
duellen Kosten- und Kundenstrukturen wählen können. 
Für den deutschen Mittelstand, insbesondere in den ener-
gieintensiven Branchen, wird die Anpassung an eine neue 
Energiewelt und andere Strukturprobleme eine größere 
Herausforderung, an der manche Unternehmen scheitern 
werden.
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